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Polen hat große Ziele für EU-Ratspräsidentschaft: Europa soll aufs Wachstumsgleis gebracht werden

Große Gasvorräte
Feld von 100 Milliarden Kubikmetern entdeckt

Warschau. (afp) In Polen ist ein
bedeutendes neues Erdgasvor-
kommen entdeckt worden.
Wenn die Schätzungen von Ex-
perten zutreffe, wonach das
Vorkommen in der Region von
Kutno 100 Milliarden Kubikme-

ter umfasst, würde es die Erdgas-
vorräte in Polen verdoppeln, er-
klärte Wirtschaftsminister Wal-
demar Pawlak. Die bisher be-
kannten Vorkommen belaufen
sich auf rund 95,5 Milliarden
Kubikmeter.

Ein gern gesehener Gast in Thüringen und ein Freund der TLZ: Polens Botschafter Marek Prawda rief bei einer Diskussionsrunde in Erfurt
die Deutschen dazu auf, das „neue Polen“ kennen zu lernen. Foto: Peter Michaelis

Die Begegnung ist
das wahre Leben
Botschafter Marek Prawda fordert mehr Neugier auf das Nachbarland

Von Hartmut Kaczmarek

Erfurt. Marek Prawda, Polens
Botschafter in Deutschland,
wählt einen auf den ersten Blick
ungewöhnlichen Vergleich,
wenn er das Verhältnis zwi-
schen seinem Land und
Deutschland in den vergange-
nen Jahren beschreibt. Er zitiert
nämlich Ernest Hemingway.
Der sagte über sein Verhältnis
zu Marlene Dietrich einmal, es
sei eine „unsynchronisierte Lei-
denschaft.“

Unsynchronisiert war auch
das Verhältnis der beiden Nach-
barn über viele Jahre. Prawda
führt die gegenseitigen Enttäu-
schungen in erster Linie auf die
Ungleichzeitigkeit zurück, die
Deutsche und Polen in ihrem
Verhältnis seit dem Abschluss
des Nachbarschaftsvertrages
vor 20 Jahren erlebt haben. Mit
diesem Vertrag, der deutschen
Vereinigung und dem Erfolg der
Solidarnosc in Polen habe dieses
Verhältnis eine selbstverständli-
che Akzeptanz erfahren, wäh-
rend es zuvor von einem breiten
gegenseitigen Misstrauen ge-
prägt war, sagte Prawda beim
neunten Erfurter Europage-
spräch in einem übervollen Ba-
rocksaal der Thüringer Staats-
kanzlei bei einer gemeinsamen
Diskussionsveranstaltung von
Konrad-Adenauer-Stiftung und
dem polnischen Institut in Leip-
zig.

Die Zeiten der unsychchro-
nisierten Beziehungen sind al-
lerdings vorbei. Mittlerweile
sind die Bande zwischen beiden
Ländern synchronisiert, unter-

strich der Diplomat. „Wir ziehen
an einem Strang, obwohl uns
vieles unterscheidet“, beschrieb
er das gegenseitige Verhältnis.
„Wir machen uns jetzt zu zweit
Gedanken über die Zukunft Eu-
ropas.“ Europa ist für ihn ein in-
teressantes und neues Instru-
ment, die bilateralen Beziehun-
gen zwischen Deutschland und
Polen zu definieren.

Deutschland
kann viel lernen

Thüringens Europaministe-
rin Marion Walsmann (CDU)
sprach von großem Respekt vor
der Leistung der polnischen Ge-
werkschaft Solidarnosc. Sie er-
innerte auch an die Gründung
des Weimarer Dreiecks vor 20
Jahren. Sie wies darauf hin, dass
auf polnischer Seite eine regel-
rechte Europabegeisterung aus-
gebrochen sei, während sich der
Enthusiasmus der Deutschen in
Grenzen hielte. 80 Prozent Zu-
stimmung verzeichnen die De-
moskopen in Polen zu Europa,
in Deutschland sind es gerade
mal 18 bis 19 Prozent, die über-
haupt Kenntnisse über europä-
ische Institutionen haben.
„Deutschland kann so vom
Nachbarn lernen“, erklärte
Walsmann.

Für Marek Prawda ist die
Antwort auf die Frage, wie die
deutsch-polnischen Beziehun-
gen vorangebracht werden
könnten, klar: Man müsse in
Deutschland mehr Neugierde
auf Polen wecken, so wie es
Hans Hoffmeister, der TLZ-

Chefredakteur und Ehrenvorsit-
zende der deutsch-polnischen
Gesellschaft, vorlebe. Die
deutsch-polnischen Beziehun-
gen seien dabei, in eine neue
Phase einzutreten, die Deut-
schen sollten das „neue Polen“
kennenlernen und Abschied
nehmen von den alten Denk-
schablonen der Vergangenheit.
Ohne eigene Neugier und Kon-
takte erzähle man auch viel Un-
sinn, mahnte Prawda. „Man
muss diese Bilder selbst mit Em-
pathie malen, aber nicht, weil
man sie schöner malen soll als
sie sind.“ Man sollte bei der Be-
trachtung des anderen die Brille
des Nachbarn verwenden. Für
Prawda ist es ein großes Defizit,
dass das nicht öfter geschieht.

Für Marion Walsmann ist
klar: „Die Westerwelles alleine
werden das nicht packen.“ Der
Schlüssel zu besseren nachbar-
schaftlichen Beziehungen sei
immer wieder die Begegnung.
Davon zeugen in Thürinen 13
Städte- und 45 Schulpartner-
schaften mit Polen.

Moderator Eckart Straten-
schulte von der Eruopäischen
Akademie in Berlin wollte von
Prawda wissen, was sich Polen
für die Zeit der EU-Ratspräsi-
dentschaft vorgenommen habe.
„Uns geht es gut in der EU. Und
darüber wollen wir erzählen“, so
der polnische Botschafter. Er
verwies auf die Europabegeiste-
rung der Polen. „Unsere Popu-
listen haben sich so sehr ange-
strengt, dass sie müde geworden
sind. So erleben wir jetzt eine
neue Phase der EU-Identifika-
tion.“ Prawda beklagte, dass in

der EU so viele so schlecht ge-
launt seien. Deshalb sei es wich-
tig, eine optimistische Geschich-
te zu erzählen.

„Wir sind keine
EU-Schwarzfahrer“

Polen will dafür sorgen, dass
Europa aufs Wachstumsgleis ge-
bracht wird. Dazu soll im Herbst
eine gemeinsame Tagung über
eine europäische Haushaltspoli-
tik erfolgen. Ziel soll es sein, das
verfügbare Geld klüger auszuge-
ben. Europa müsse zunehmend
entdecken, dass die Welt nicht
nur aus Ost und West bestehe.
„Wir, die Polen, sind keine
Schwarzfahrer in der EU. Das
gilt genauso für die Bürger in
Leipzig oder Prag.“ Polen will
die EU auch weiter gegenüber
den östlichen Nachbarländern
öffnen.

Begegnung war das Stich-
wort in der engagierten Diskus-
sion. Dafür setzte sich Gustav
Bergemann, der europapoliti-
sche Sprecher der CDU, ein.
Wolfgang Ruske, Vizevorsitzen-
der der deutsch-polnischen Ge-
sellschaft und Chef des Grenz-
museums Schifflersgrund, be-
richtete von einem Pfadfinder-
treffen. Dieter Hackmann, der
Vorsitzende des Vereins „Wei-
marer Dreieck“ wies auf polni-
sche Sprachkurse an der Bau-
haus-Uni während der Summer
School hin. Und eine engagierte
Erfurter Bürgerin appellierte an
die Thüringer: „Hinfahren, dort
Urlaub machen – und nicht nur
in Italien.“

NOTIZEN

Parlament im
Oktober neu
Warschau. (afp) Polen
wählt am 9. Oktober ein
neues Parlament. Dies sei
der erste unter der Verfas-
sung mögliche Termin für
den Urnengang, erklärte
Präsident Bronislaw Ko-
morowski. Er kündigte an,
den Wahltermin Anfang
August formell zu verkün-
den. Im Sejm sind 460
Mandate zu vergeben. In
Umfragen liegt die rechtsli-
berale Bürgerplattform
(PO) von Regierungschef
Donald Tusk deutlich vor
der Konkurrenz. Einer ak-
tuellen Erhebung zufolge
kommt die PO auf 45 Pro-
zent, während die rechts-
konservative Partei Recht
und Gerechtigkeit (PiS)
von Ex-Ministerpräsident
Jaroslaw Kaczynski bei 27
Prozent liegt.

Schuldfrage
bleibt offen
Warschau. (dapd) Für die
Flugzeugkatastrophe von
Smolensk im vergangenen
Jahr waren laut einem Be-
richt der polnischen Oppo-
sitionspartei Recht und
Gerechtigkeit in erster Li-
nie Mitarbeiter der russi-
schen Luftverkehrskon-
trolle verantwortlich. Sie
hätten der Maschine bei
überaus schlechten Sicht-
verhältnissen die Landung
erlaubt, außerdem seien
der Besatzung dazu falsche
Angaben gemacht worden,
erklärte die Partei. Bei dem
Unglück kamen der dama-
lige polnische Präsidenten
Lech Kaczynski und 95
weitere Menschen ums Le-
ben.

Abtreibung
verbieten
Warschau. (afp) Das pol-
nische Parlament will wei-
ter an einem Gesetzesent-
wurf für ein vollständiges
Abtreibungsverbot arbei-
ten. Die Entscheidung fiel,
nachdem eine Bürgerinitia-
tive dem Parlament etwa
450 000 Unterschriften für
ein totales Verbot von
Schwangerschaftsabbrü-
chen übergeben hatte. Das
Verbot wird von der kon-
servativen Opposition,
aber auch von Teilen der
rechtsliberalen Koalition
unterstützt. Die Linken
sind dagegen. In Polen ist
ein Schwangerschaftsab-
bruch bislang nur nach
Vergewaltigung oder Inzest
zulässig, bei Gefahr für das
Leben oder die Gesundheit
der Mutter oder bei einer
schweren Behinderung des
Fötus. Die Zahl der Abtrei-
bungen lag nach offiziellen
Angaben zuletzt bei nur
wenigen hundert im Jahr.

Gemeinsame
Kampfgruppe
vereinbart
Zusammenarbeit der Militärs perfekt
Brüssel/Weimar. (afp/mar) Po-
len, Deutschland und Frank-
reich haben die Bildung einer
gemeinsamen EU-Battlegroup
beschlossen. Die drei Staaten
unterzeichneten in Brüssel eine
Vereinbarung, bis 2013 eine tri-
nationale Einheit von 1700 Sol-
daten zur Teilnahme an der EU-
Krisenreaktionstruppe aufzu-
stellen. Nach Angaben eines
hochrangigen französischen Of-
fiziers wird Polen die Kampf-
truppen stellen, während Berlin
und Paris logistische bezie-
hungsweise medizinische Un-
terstützung beisteuern.

Das Kommandozentrum der
Truppe, über deren Aufstellung
seit 2006 im von den drei Län-
dern gebildeten sogenannten
Weimarer Dreieck diskutiert
wird, befindet sich demnach im
Pariser Vorort Mont Valérien.
Die trinationale Einheit ist Teil
der EU-Battlegroups, die reih-
um von den EU-Mitgliedern ge-
stellt werden. Es befinden sich
stets zwei dieser Einheiten für je-
weils ein halbes Jahr in Bereit-
schaft, damit die EU im Krisen-

fall rasch militärisch eingreifen
kann. Bisher sind die Einheiten
jedoch nicht zum Einsatz ge-
kommen.

Eine längere Diskussion hat-
te es vor etwa einem Jahr um den
Namen dieser Einheit gegeben.
Außenminister Guido Wester-
welle und seine Amtskollegen
aus Deutschland und Frank-
reich hatten bei einem Treffen
von einer „Weimar Battle-
Group“ in Anlehnung an das
Weimarer Dreieck gesprochen.
In diesem hatten die Außenmi-
nister von Deutschland, Frank-
reich und Polen vor 20 Jahren ei-
ne engere politische Zusam-
menarbeit der drei Länder in der
Mitte Europas vereinbart. Diese
Namensgebung, die auch Ex-
Verteidigungsminister zu Gut-
tenberg favorisierte, stieß aller-
dings in Thüringen und speziell
in Weimar auf erheblichen Wi-
derstand. Nach einer Interven-
tion von Weimars Oberbürger-
meister Stefan Wolf bei Außen-
minister Westerwelle zog dieser
in einem Brief an das Stadtober-
haupt den Namen zurück.

Vorbehalte bei
Gewerkschaft
Solidarnosc für höheren Mindestlohn
Warschau. (afp) Eine Erhöhung
des Mindestlohns ist das Ziel der
Gewerkschaften in Polen. Des-
halb kam es kurz vor der Über-
nahme der EU-Ratspräsident-
schaft durch Polen in Warschau
zur Demonstration tausender
Gewerkschaftsmitglieder gegen
den Wirtschaftskurs der konser-
vativen Regierung.

Der Vorsitzende der Solidar-
nosc-Gewerkschaft Piotr Duda
sagte, sie forderten insbesondere
eine Erhöhung des Mindest-
lohns von derzeit 350 Euro im
Monat. Zudem verlangten sie
die vorübergehende Reduzie-
rung der Kraftstoffsteuern und
eine Erleichterung des Zugangs
der Bedürftigen zu staatlichen
Hilfen.

Die Demonstranten mar-
schierten vom zentralen Pilsud-
ski-Platz zum Parlament. Dabei
riefen sie „Wir wissen, dass Ihr
lügt“, während auf einem gro-
ßen Ballon über der Menge die
Parole „Ihr spielt Politik, wir be-
kommen das Elend“ zu lesen
war.

Solidarnosc kritisiert seit
langem die Wirtschaftspolitik
von Ministerpräsident Donald
Tusk, dessen Regierung am 1. Ju-
li turnusgemäß für sechs Monate
den EU-Ratsvorsitz übernom-
men hat. Die Kritik richtet sich
vor allem gegen steigende Le-
bensmittelpreise und die hohe
Arbeitslosenquote, die derzeit
bei zwölf Prozent liegt. Der Min-
destlohn reicht kaum noch.

Haushaltsdisziplin verstärken
Tusk setzt Teilnahme Polens an Sitzungen der Währungsunion durch
Warschau. (afp) Inmitten der
Schuldenkrise in Europa hat Po-
len zum 1. Juli von Ungarn die
EU-Ratspräsidentschaft über-
nommen. Nach einer feierlichen
Zeremonie in Warschau forder-
te Polens Ministerpräsident Do-
nald Tusk die Mitglieder der Eu-
ro-Zone zu mehr Haushaltsdis-
ziplin auf. Außerdem setzte er
nach heftigem Streit die Teilnah-
me seines Finanzministers an
Sitzungen der Euro-Länder
durch, obwohl Polen selbst
nicht der Euro-Zone angehört.

„Die Ereignisse in der Euro-
Zone haben Polen und die der-
zeitige Regierung in Polen nicht
entmutigt, die gemeinsame
Währung zu übernehmen und
der Euro-Zone so bald wie mög-
lich beizutreten“, sagte Tusk,
dessen Regierung turnusgemäß
für sechs Monate den Vorsitz
des EU-Ministerrats übernahm.

Einen Beitritt seines Landes zur
europäischen Währungsunion
machte er von der Erfüllung der
Kriterien des Stabilitätspakts
abhängig, die insbesondere eine
Obergrenze für das zulässige
Haushaltsdefizit festlegen.

Maastricht muss
wieder der
Maßstab sein

Die Kriterien des Vertrags
von Maastricht müssten in der
Euro-Zone „dauerhaft“ umge-
setzt werden, sagte Tusk. Er kri-
tisierte, dass sich derzeit die
meisten Staaten nicht an die Re-
geln des Stabilitätspakts hielten.

Für heftigen Streit sorgte
nach Angaben von Tusk die Fra-
ge, ob Polen während seiner Rat-
spräsidentschaft an den Sitzun-
gen der Euro-Länder teilneh-

men darf. Es habe dazu eine „ei-
nigermaßen hitzige Sitzung“
gegeben, sagte Tusk nach der
Feierstunde mit seinem ungari-
schen Kollegen Viktor Orban
und EU-Ratspräsident Herman
Van Rompuy. Polen müsse an
den Sitzungen teilnehmen, „um
über die jüngsten Entwicklun-
gen informiert und auf dem Lau-
fenden zu sein“, sagte Tusk.

Eurogruppenchef Jean-Clau-
de Juncker lud den den polni-
schen Finanzminister Jacek
Rostowski schließlich zu den
Treffen ein, wie Junckers Spre-
cher sagte. Die Euro-Finanzmi-
nister wollen nach Angaben von
EU-Diplomaten am Samstag bei
einer Telefonkonferenz über die
Freigabe einer weiteren Kredit-
rate an Griechenland entschei-
den.

Die Schuldenkrise im Euro-
raum dürfte im Mittelpunkt der

polnischen Präsidentschaft ste-
hen. Polen selbst, das seit 2004
EU-Mitglied ist, hat die Verbes-
serung der Beziehungen zwi-
schen der EU und ihren östli-
chen Nachbarn als weiteren
Schwerpunkt genannt.

Das Parlament in Warschau
entschied unterdessen, weiter
an einem Gesetzesentwurf für
ein vollständiges Abtreibungs-
verbot zu arbeiten. Eine Bürger-
initiative hatte den Abgeordne-
ten zuvor rund 450.000 Unter-
schriften für ein totales Verbot
übergeben. Bislang ist in Polen
eine Abtreibung nur nach Ver-
gewaltigung oder Inzest zuläs-
sig, bei Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit der Mutter
oder bei einer schweren Behin-
derung des Fötus. Diese Aus-
nahmeregeln wollen die Abtrei-
bungsgegner nun auch abschaf-
fen.

Jetzt hat Polen die EU-Ratspräsidentschaft inne: Ungarns Ministerpräsident Victor Orban (li.) über-
reichte zum Wechsel die Europa-Flagge an Polens Ministerpräsident Donald Tusk. Alle sechs Monate
übernimmt ein anderes Land den Vorsitz. Tusk forderte bei seinem Amtsantritt die Mitglieder der Euro-Zo-
ne zu mehr Haushaltsdisziplin auf. Die Kriterien des Vertrags von Maastricht müssten in der Euro-Zone
„dauerhaft“ umgesetzt werden, betonte der neue Ratspräsident. Foto: ap


